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Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte (sog. Bodycams) in Wohnungen; 

Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 20/988; 

hier: Übersicht zu entsprechenden Regelungen anderer Bundesländer 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender Kürschner, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

in seiner 33. Sitzung am 4. Oktober 2023 beriet der Innen- und Rechtsausschuss den Entwurf 

der Landesregierung für ein Gesetz zur Ermöglichung des Bodycam-Einsatzes nach § 184a 

LVwG in Wohnungen. In diesem Zusammenhang wurde aus dem Kreis der Ausschussmitglie-

der der Wunsch geäußert, eine Übersicht zu entsprechenden Regelungen anderer Bundeslän-

der zu erhalten, insbesondere unter dem Blickwinkel der herangezogenen Grundrechtsschranke 

des Artikel 13 des Grundgesetzes (GG) und zur Gestaltung des sog. Pre-Recording. 

Dieser Bitte möchte ich mit diesem Schreiben nachkommen: 

Derzeit ist der Einsatz körpernah getragener Aufnahmegeräte in Wohnungen in sechs Bundes-

ländern gestattet, nämlich im Land Baden-Württemberg, im Freistaat Bayern, in der Freien Han-

sestadt Bremen, in Mecklenburg-Vorpommern, in Nordrhein-Westfalen und im Saarland. 

Nach Auskunft auf Fachebene wurden die einschlägigen Regelungen in den Gesetzentwürfen 

teils auf die Grundrechtsschranke des Artikel 13 Absatz 5 GG und teils auf die des Artikel 13 

Absatzes 7 GG gestützt. So wurde in Bremen und im Saarland Absatz 5 herangezogen. In Ba-

den-Württemberg, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und Nordrhein-Westfahlen erfolgte die 

verfassungsrechtliche Rechtfertigung unter Anwendung von Absatz 7. 

Hierzu sind zwei Punkte zu ergänzen: Aus Nordrhein-Westfalen wurde einerseits darauf hinge-

wiesen, dass trotz der Heranziehung von Art. 13 Absatz 7 GG Wertungen des Artikel 13 Absatz 

5 GG berücksichtigt worden seien. Aus dem Saarland wurde angemerkt, dass der Schutzbe-

Dienstgebäude Düsternbrooker Weg 92, 24 105 Kiel | Barrierefreier Zugang zum Gebäude über Arwed-Emminghaus Weg | 
Telefon 0431 988-0 | Telefax 0431 988-28 33 | Buslinien 41, 42, 51 | Haltestellen: Reventloubrücke, Landtag, Institut für Weltwirtschaft | 
www.schleswig-holstein.de/innenministerium | Poststelle@im.landsh.de | DeMail: poststelle@im.landsh.DE-MAIL.de |  
beBPo: DE.Justiz.65530484-6459-4ee1-b216-b0f3fee9a5e0.a69b | 
E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente.

Staatssekretärin 

29. Januar 2024

Mein Zeichen: 3222/2023 

An den 

Innen- und Rechtsausschuss  
des Schleswig-Holsteinischen Landtags 

24105 Kiel 

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/2635

http://www.schleswig-holstein.de/innenministerium
mailto:Poststelle@im.landsh.de
mailto:poststelle@im.landsh.DE-MAIL.de
Textfeld



2 
 

 

reich im Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zugunsten von Personen, die keine Polizeibe-

amtinnen und Beamte sind – zum Beispiel die Wohnungsinhaberinnen oder -inhaber und deren 

Kinder – erweitert worden sei. Dies bedarf der Erwähnung, weil der herangezogene Artikel 13 

Absatz 5 GG allein einen Schutz von Polizeibeamtinnen und -beamten ermöglichen würde und 

der Schutz anderer Personen nur nach Maßgabe des Artikel 13 Absatz 7 GG möglich ist. 

Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und das Saarland gestatten in Wohnungen 

auch das Pre-Recording, also die kurzzeitige automatisierte Vorabaufzeichnung, die umgehend 

gelöscht wird, falls nicht die Bodycam bewusst aktiviert wird. Die anderen drei Normierungen 

des Bodycam-Einsatzes in Wohnungen erlauben dies nicht, wobei hinzugefügt werden muss, 

dass Nordrhein-Westfalen ein Pre-Recording insgesamt (d. h. auch außerhalb von Wohnungen) 

nicht zulässt. 

Darüber hinaus erlaube ich mir zu bemerken, dass sich die Vorschriften zum Pre-Recording 

allgemein unterscheiden. So gestatten Bayern und Bremen solche Aufzeichnungen nied-

rigschwellig (nämlich »bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr« bzw. »bei der Durchführung von 

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr und zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkei-

ten«). In Baden-Württemberg und in Mecklenburg-Vorpommern ist das Pre-Recording dagegen 

sowohl außerhalb als auch innerhalb von Wohnungen an erhöhte Tatbestandsvoraussetzungen 

geknüpft (die denen, unter denen eine Speicherung zulässig ist, angenähert sind). 

 

Übersicht: 

 

Bundesland 
Regelungs-
Standort 

Herangezogene 
Grundrechtsschranke 

Drittschutz* in 
Wohnungen 

Pre-Recording 
in Wohnungen  

BW § 44 PolG Art. 13 Abs. 7 GG Ja Ja 

BY Art. 33 PAG Art. 13 Abs. 7 GG Ja Nein 

HB § 33 BremPolG Art. 13 Abs. 5 GG Nein Nein 

MV § 32a SOG M-V Art. 13 Abs. 7 GG Ja Ja 

NW § 15c PolG NRW Art. 13 Abs. 7 GG Ja Nein 

SL § 32 SPolDVG Art. 13 Abs. 5 GG Ja Ja 
 

* Schutz anderer Personen als Polizeibeamtinnen und -beamte 

 

Diesem Schreiben beigeschlossen habe ich Auszüge aus jeweiligen Landesgesetzen betref-

fend die einschlägigen Vorschriften. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. 

Magdalena Finke 




